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In eigener Sache „In der Region für die Region“
Auf einWort
L iebe Leserinnen und Leser, der Fragenachgehend, was unsere Region an- und
vorantreibt, wurde der inhaltliche Bogen des
RCDA Chemnitz über das Jahr 2013 aufge-
spannt unter dem Thema mittelständische
Unternehmen. Beginnendmit einemVortrag
im Gründer-Unternehmer-Zentrum Chem-
nitz beimWintertreffen im Januar 2013, wird
das Themengebiet nun abgerundet von dem
Schwerpunkt „Mittelstand“ in der vorliegen-
den Ausgabe unserer Zeitschrift.
Bei der Lektüre wünsche ich Ihnen viel Freu-
de, vor allem aber auch Zeit und Muße für
Ihren ganz persönlichen Jahresausklang und
-rückblick. Beste Wünsche für ein gesundes
und erfolgreiches Jahr 2014 im Namen des
Vorstandes des RCDA Chemnitz!
Gernot Herbst, Stellv. Vorsitzender des RCDA Chemnitz
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Ausblick und Rückblick „Jenseits der Tagespolitik“
Der Fall Snowden oder das Ende der anonymenWelt
D ie Enthüllungen Edward Snowdens ha-bendieMenschen in EuropaundAmeri-
ka aufgerüttelt. Frank Schirrmacher von der
FAZ schrieb dazu (FASZ, 25.8.13, S.37): „Wir
erleben eine Veränderung der sozialen Ord-
nung in den westlichen Demokratien, die so
grundsätzlich zu sein scheint, dass die ‚Be-
endigung der Debatte‘ geradezu verantwor-
tungslos wäre.“ Die Bespitzelung der deut-
schen Bundeskanzlerin macht diesen Satz
nur noch aktueller.
Das eigentlich Neue ist aber nicht die Be-
spitzelung von Politikern, sondern die Auf-
hebung der Anonymität. Trotz bald 8 Mrd.
Menschen auf der Welt hinterlässt jeder ei-
ne Spur. Jeder ist bekannt, ist aufspürbar und
kontrollierbar. Die Anonymität in der Mas-
sengesellschaft, an die wir uns in den letz-
ten Jahrzehnten gewöhnten, ist Vergangen-
heit geworden.Dies ist neu. Es stellt sich des-
halb die Frage: Wie ist eine solche Situati-
on schwindender Anonymität des Einzelnen
einzuschätzen?
Immer wenn man etwas schwer beurteilen
kann, schaut der Mensch in die Vergangen-
heit und prüft, ob es ähnliche Situationen
gab. Historisch gesehen hat der Mensch die
längste Zeit seines Daseins überhaupt nicht
anonymgelebt.Man braucht gar nicht an die
graueste Vorzeit zu denken, in denen Grup-
pen von 50 bis 150 Menschen auf der Su-
che nach Nahrung und Jagderfolg umherzo-
gen. In solchen Gruppen ist jedem alles von
jedem bekannt. In kleineren Dörfern weiß
man heute noch (fast) alles voneinander.
Wenn sich Menschen beschweren, dass auf
ihrer elektronischen Krankenkarte die ganze
Krankheitsgeschichte verzeichnet ist, muss
einem bewusst sein, dass sich in den klei-
nen Gesellschaften der Vergangenheit das
Krankheitsbild einer Person überhaupt nicht
geheim halten ließ. Die Anonymität moder-
ner Gesellschaften ist geschichtlich gesehen
die Ausnahme, nicht die Regel.
Fehlende Anonymität hat viele Vorteile. In
überschaubaren Gruppen herrscht der re-
ziproke Altruismus. Man kennt sich. Man
hilft sich. Man achtet aber auch darauf, dass
gleichwertige Hilfe zurückkommt. Das Ver-
halten von jedem wird durch die Gemein-
schaft kontrolliert und Fehlverhalten ge-
ahndet. Die Nicht-Anonymität ist dabei der
Schlüssel zum Erfolg.
Edward Snowden in Moskau im Oktober 2013
(Quelle: youtube.com/user/TheWikiLeaksChannel, CC BY 3.0)
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In anonymen Gesellschaften dagegen herr-
schen andere Regeln: Man kann sich nicht
mehr disziplinieren und sanktionieren, weil
man sich nicht mehr kennt. Auch hat man
keinen Grund mehr, sich gegenseitig zu hel-
fen. Das müssen andere erledigen, der Staat
zumBeispiel oder die Kirchen. Bisher hat der
Staat dies unter Wahrung der Anonymität
des Einzelnen getan. Nur einen Bruchteil der
Informationen über sichmussteman denBe-
hörden abliefern. Bei Zwischenfällen musste
die Polizeimit erheblichemAufwand die feh-
lenden Informationen nachträglich beschaf-
fen. Wenn sich die Geheimdienste nun die
Informationen ex ante holen, stellen sie –
überspitzt formuliert – einen Zustand her,
der vor Zeiten der übliche war: Wer sanktio-
nieren soll, muss auch etwas wissen, sonst
wird es leicht ungerecht.
Auf der anderen Seite erregt das Verhal-
ten der Geheimdienste natürlich Unbeha-
gen, denn sie kontrollieren uns, sind aber
nicht von uns kontrollierbar. Sind moder-
ne Demokratien stark genug, allwissende
Geheimdienste in Schach zu halten? Wel-
che Grenzen soll für Geheimdienste in einer
Welt gelten, in der die Menschen nicht wie
früher „bekannt“ sind, sondern sich in der
anonymen Masse verstecken können? Das
alles sind Fragen, die in den nächsten Jah-
ren zu beantworten sein werden und die nur
deshalb entstanden sind, weil unsere Gesell-
schaft zur Anonymität des Einzelnen führt.
Meines Erachtens wäre es nicht schlecht,
die Anonymität der Menschen wieder et-
was zurückzufahren. Anonymität wird viel-
leicht einmal als Auswuchs des 20. Jahrhun-
derts in die Geschichte eingehen. Bedingt
durch die enorm angewachsene Arbeitstei-
lung haben die Menschen immer weniger
Kontakt zu Andersdenkenden. Sie bewegen
sich in kleinen Zirkeln von Spezialisten. Das
ist kein guter Ausgangspunkt für eine funk-
tionsfähige, zusammenhaltendeGroßgesell-
schaft. Nur wenn man die anderen wahr-
nimmt, kann man für gerechte, ausgewo-
gene Lösungen plädieren. Es kann deshalb
nützlich sein, mehr voneinander zu wissen,
von der Gesellschaft erkannt zuwerden, sich
häufiger vor der Gesellschaft zu rechtferti-
gen, aber auch von ihr öfter belobigt zu wer-
den. In einer anonymen Gesellschaft geht
das nicht.
Tendenzen zu weniger Anonymität sind er-
kennbar. Menschen wollen etwas von an-
deren Menschen wissen. Begierig wird ver-
folgt, wie es Prominenten ergeht. Zuneh-
mendwird imTVaber auchüberAlltagsmen-
schen berichtet. Wir schauen ganz norma-
lenMenschen bei ihrem Tun zu. Diese zeigen
sogar gerne, wie es ihnen ergeht. Internet,
Facebook und Co. beweisen, dass es Freude
machen kann, einen Teil seiner Anonymität
aufzugeben.
Frank Schirrmacher hat Recht: wir müs-
sen diskutieren. Das Problem des richtigen
Maßes an Anonymität in modernen Gesell-
schaften, in denen die Elektronik ganz neue
Dimensionen eröffnet, muss geklärt werden.
P.S. Zum Handy der Kanzlerin: Das Bespit-
zeln fremder Staaten ist eine uralte Institu-
tion. Im Barock war es gang und gäbe, Spit-
zel an den Höfen der andernMächte zu plat-
zieren. Friedrich der II. war mit seinen Ge-
hältern so geizig, dass ein wichtiger Minis-
ter ganz offen zugab, außer seinem geringen
preußischen Gehalt noch eine erhebliche
Apanage vom Österreichischen Hof zu er-
halten, wofür man in Wien natürlich Spitzel-
dienste erwartete, was in Berlin jeder wuss-
te. Vielleicht sollte man die NSA auffordern,
analog einen Teil der Kosten der Bundesre-
gierung zu übernehmen.
Friedrich Thießen, Professor für Finanzwirtschaft und
Bankbetriebslehre an der TU Chemnitz
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Die Politische Union— Kampfbegriff, aber (derzeit) kein Lösungsan-
satz
Ein Plädoyer für mehr Eigenverantwortung der Mitgliedstaaten der Europäischen Union
E s ist etwas faul im Staate Dänemark –diesen Satz aus Shakespeares Hamlet
könnte man derzeit auch in abgewandelter
Form auf die Europäische Union projizieren.
Die Frage, welchem Zielpunkt die Europäi-
sche Integration zustrebt, ist so alt wie das
europäische Einigungsprojekt selbst. Schon
seit dem Misserfolg der Europäischen Ver-
teidigungsgemeinschaft im Jahr 1954 ist be-
kannt, dass nicht jeder geplante Integrati-
onsschritt von Erfolg gekrönt sein muss. In
lebhafter Erinnerung ist uns allen noch das
Scheitern des Europäischen Verfassungs-
vertrags an Referenden in Frankreich und
den Niederlanden 2005. Damit verbunden
ist auch die Lehre, dass eine tiefgreifende
Weiterentwicklung der Europäischen Union
letztlich an jedem einzelnen Mitgliedsstaat
scheitern kann – sei sie auch noch so gut vor-
bereitet.
Alexander Dierks (Quelle: privat)
Spätestens seit 2009 – in diesem Jahr leiste-
te Griechenland gewissermaßen seinen eu-
ropäischen Offenbarungseid und korrigier-
te seinen Schuldenstand auf ein realistisches
Niveau nach oben – sind Europa und die Zu-
kunft der Europäischen Union wieder in al-
ler Munde. Das ist im Grunde zu begrüßen,
findet doch die Zukunft des geeinten Konti-
nents nun endlich Einzug in die Gesprächs-
runden der Stammtische und in das Be-
wusstsein der Bevölkerung. Die Bedeutung
Europas ist damit nicht mehr nur Gegen-
stand politischer und intellektueller Eliten-
diskurse, sondern Teil der öffentlichen poli-
tischen Wahrnehmung – und das ist gut!
Seit 2009 ist den meisten Bürgerinnen und
Bürgern des vereinten Europa, den po-
litischen Verantwortungsträgern ohnehin,
auch bewusst, dass Europa mehr ist als nur
Reisen ohne Grenzkontrollen und Vorgaben
für den Krümmungswinkel von Gurken. Und
seitdem ist auch wieder Leben in die Debat-
te über die Zukunft der Europäischen Union
gekommen. In Deutschland hat sich aus die-
ser Debatte heraus sogar eine Partei gegrün-
det. Von „weniger“ bis „ganz viel Europa“ ist
jedenfalls alles zu haben. Auch die Vereinig-
ten Staaten von Europa, zu Kanzler Helmut
Kohls Zeiten noch ein Sehnsuchtswort, sind
wieder Teil des öffentlichenDiskurses.Weni-
ger pathetisch ausgedrückt geht es ummehr
Kompetenzen für Europa und die Vertiefung
der „Politischen Union“.
Aber was heißt eigentlich Politische Union,
was verbirgt sich hinter diesem großen Be-
griff, dessen Klang Sicherheit und Stabilität
verspricht? Nun, abschließend vermag die-
se Frage mutmaßlich niemand zu beantwor-
ten. Es gibt Ansätze, das Europäische Par-
lament und den Rat, neben der Kommis-
sion, mit Initiativrechten bei der europäi-
schen Gesetzgebung auszustatten. Es wird
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darüber nachgedacht, den Präsidenten der
Europäischen Kommission direkt von den
Bürgerinnen und Bürgern wählen zu las-
sen, oder den Europäischen Stabilitätsme-
chanismus in einen EuropäischenWährungs-
fonds umzuwandeln. Und natürlich muss
der Stabilitäts- und Wachstumspakt um ei-
nen automatischen Sanktionsmechanismus
erweitert werden – ein Sparkommissar soll
über seine Einhaltung wachen – jedenfalls
nach Dafürhalten der Deutschen. Diese In-
itiativen sind leicht begründet: Die Krise ist
entstanden, weil es zu wenig Europa gab.
Wenn wir in der Welt von morgen bestehen
wollen, brauchen wir mehr Europa.
Doch wollen die Europäerinnen und Euro-
päer eine Politische Union? Diese Frage ist
immens wichtig, soll Europa doch nicht zu-
letzt den Bürgern dienen und von europäi-
schen Bürgern, überzeugten Europäern, ge-
tragen werden. Hierzu geben aktuelle Um-
fragen zur Zufriedenheit der Bürger mit der
EU Aufschluss: In nahezu allen Ländern -
Deutschland bildet eine rühmliche Ausnah-
me - sind die Zustimmungswerte zur Euro-
päischen Union in einem rasanten Sinkflug
begriffen. Noch dramatischer sieht es aus,
wenn man danach fragt, ob die EU der wirt-
schaftlichen Lage im eigenen Land zuträg-
lich ist – auch hier bildet Deutschland eine
Ausnahme, wenngleich die Zustimmungs-
werte ebenfalls sinken.Und wenn es um die
Frage geht, ob Angela Merkel in der Euro-
Krise gute Arbeit leistet? Die Deutschen be-
antworten diese Frageweit überwiegendpo-
sitiv, während die Bewertung in Südeuropa
genau umgekehrt ausfällt.
Die Eurokrise führt uns schmerzhaft vor Au-
gen, dass unter den Völkern Europas und de-
ren Regierungen völlig unterschiedliche Vor-
stellungen von dem bestehen, was Europa
sein soll und was eigentlich die Einführung
einer gemeinsamen Währung bedeutet. Bis
2009 war das scheinbar halb so schlimm. Die
Deutschen erfreuten sich an einem großen
Absatzmarkt ohne störende Wechselkurs-
verluste. Und die Länder des europäischen
Südens erfreuten sich an vergleichsweise
niedrigen Zinsen. Wenn jemand gegen die
Defizitkriterien verstieß, war das nicht so
bedeutend, zumal wenn es die Gründungs-
nationen Frankreich und Deutschland wa-
ren. Als Dankeschön hat man dann auch bei
den südeuropäischen EU-Mitgliedern nicht
so genau hingeschaut. Mit dem Aufkommen
der Krise hat sich vieles geändert. Unter der
Führung Angela Merkels und zunächst noch
Nicolas Sarkozys wurde der europäische Fis-
kalpakt verhandelt und strengere Defizit-
kontrollen und eine Schuldenbremse für al-
leMitgliedsstaaten vereinbart. ImGegenzug
erhalten Krisenstaaten Hilfen aus dem Eu-
ropäischen Stabilitäts-Mechanismus (ESM),
um die drohende Zahlungsunfähigkeit ab-
zuwenden. Seitdem ist klar, dass eine ge-
meinsame Währung auch gemeinsame Ver-
antwortung und eine verwandte Ausgaben-
politik zu bedeuten hat – nicht zum Amü-
sement einiger nationaler Regierungen und
der betroffenenMenschen. Das ist verständ-
lich und nachvollziehbar und soll nicht klein-
geredet werden. Fakt ist aber, dass es so
ist. Gepaart ist dieses Unzufriedenheitsge-
fühl mit der Annahme, dass deutsche Inter-
essen die europäische Politik dominieren.
Doch zurück zur Vertiefung oder Vollendung
der PolitischenUnion. Daswürde einen lang-
wierigen Verhandlungs- und Ratifizierungs-
prozess voraussetzen. Die Europäischen Ver-
träge müssten grundlegend geändert wer-
den, wie es bereits 2004 mit dem Entwurf
des Europäischen Verfassungsvertrags ver-
sucht wurde und wie es durch den 2007 un-
terzeichnetenVertrag von Lissabongeschah.
Beide Beispiele zeigen, wie zäh und risi-
koreich ein Verhandlungsprozess sein kann,
auch wenn weniger tiefgreifende Entschei-
dungen zur Abstimmung stehen. Und selbst
wenn es kurzfristig gelingen würde, diese
Änderungen vorzunehmen, was wäre das Er-
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gebnis? Bei der Einführung des Stabilitäts-
und Wachstumspakts gingen seine Befür-
worter davon aus, damit die Stabilität eines
gemeinsamen Wirtschafts- und Währungs-
raums zu garantieren, nur um jene Krite-
rien als erste zu brechen und als sei das
noch nicht genug, die anstehenden Straf-
zahlungen zu verweigern. Würden „automa-
tische“ Sanktionsmechanismen daran etwas
ändern? Das darf bezweifelt werden, gerade
und auch, wenn diese einen großen und ein-
flussreichen Mitgliedsstaat betreffen wür-
den. Und wie soll die Direktwahl eines Prä-
sidenten der Europäischen Kommission aus-
sehen? Wenn man eine Wette darauf ein-
gehen würde, dass diese Person nicht deut-
scher Staatsbürgerschaft wäre, würde man
diese aller Voraussicht nach gewinnen. Wä-
ren wir Deutschen der Meinung, dass dieser
Präsident ein Deutscher sein sollte? Mit Si-
cherheit – gerade vor dem Hintergrund un-
serer Verantwortung in der Krise.Würde die-
seWahl etwas daran ändern, dass dieMenta-
litäten und Politiktraditionen in Europa doch
viel unterschiedlicher sind, als wir das bis
2009 zu glauben wagten? Kurzfristig jeden-
falls nicht.
Gerade in Bezug auf Letzteres stellt uns die
jetzige Situation vor eine gewaltige Bewäh-
rungsprobe. Geht es doch nicht zuletzt dar-
um, ob die EU ihrem Leitspruch „In Viel-
falt geeint“ gerecht werden kann, ob sie die-
se Vielfalt zulassen kann, obwohl wir durch
eine gemeinsame Währung eine große ge-
meinsame Verantwortung übernommen ha-
ben. Es wird in den kommenden Jahren eine
großeHerausforderung sein, diese Friedens-
und Wirtschaftsgemeinschaft zu erhalten,
aus Vielfalt Stärke zu schöpfen und den-
noch den Besonderheiten und Gegebenhei-
ten aller Mitgliedsstaaten Rechnung zu tra-
gen. Das wird nur gelingen, wenn alle Mit-
gliedsstaaten sich ihrer Verantwortung be-
wusst sind und bereit sind, die Regeln ein-
zuhalten, die imGrunde seit demMaastrich-
ter Vertrag bestehen. Ein mangelndes Ver-
antwortungsbewusstsein, würde auch eine
vertiefte Politische Union, die sich zum jet-
zigen Zeitpunkt ohnehin nicht verwirklichen
lassen wird, nicht ersetzen können. Europa
fährt derzeit auf Sicht und das wird noch ei-
nige Zeit so bleiben. Europa befindet sich auf
dem Weg kleiner, aber möglicher Lösungen.
Eine Politische Union ist (derzeit) keine Lö-
sung, sondern würde zum Teil des Problems
werden.
Alexander Dierks, Vorsitzender der JU Sachsen
Noch keine 100 Tage Bundestag— der Versuch einer Bilanz
A m 22. September haben mir die Wäh-ler im Wahlkreis Zwickau das Vertrau-
en als ihrem direkt gewählten Bundestags-
abgeordneten ausgesprochen. In den Tagen
danach, als die Anspannung des Wahlkamp-
fes und der Wahlnacht sich gelegt hatten,
ist mir durch den Kopf gegangen, wann und
wo ich die ersten Schritte in Richtung aktiver
Politik gegangen bin: Es war unter anderem
beim RCDS an der TU Chemnitz und es muss
im Jahr 2000 gewesen sein. Die Zeit beim
RCDS — später als stellvertretender Vorsit-
zender und Vorsitzender — hat mich ge-
prägt, mich begeistert und damit einen we-
sentlichen Grundstein für meine politische
Arbeit gelegt. Ich möchte sie nicht missen
und bin für die vielen tollen Erlebnisse noch
heute dankbar. Um die alten Mitstreiter zu
unterstützen und auch wieder häufiger zu
treffen, bin ich jetzt endlich auch dem RC-
DA beigetreten. Dem nachdrücklichen Wer-
ben vonMarkus Wiesehütter sei es gedankt.
Nun aber zu meinen ersten Schritten im
Deutschen Bundestag. Diese waren und
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sind von vielen organisatorischen Fragen,
aber auch ersten politischen Weichenstel-
lungen und Entscheidungen geprägt. Zu-
nächstmuss ich betonen, dass ich sehr davon
profitiere, Mitarbeiter von meinem Vorgän-
ger Dr. Michael Luther übernommen zu ha-
ben. Das erleichtert mir gerade die Arbeit in
Berlin sehr und bewahrt mich vor typischen
Anfängerfehlern im parlamentarischen Be-
trieb. A propos Mitarbeiter: Eine der ersten
Amtshandlungen eines jeden Abgeordneten
ist es freilich, dasMitarbeiterteamaufzustel-
len unddieArbeit zu verteilen. Ich habemich
für vier festeMitarbeiter entschieden, davon
jeweils zwei im Wahlkreis und in Berlin. Das
Wahlkreisbüro leitet Alexander Dierks und
das Büro in Berlin der langjährige Mitarbei-
ter von Dr. Michael Luther, Christian Steil.
Dazu habe ich jeweils eine Sachbearbeite-
rin eingestellt. Beide Büros durften sich in
den ersten Wochen um durchaus auch zeit-
raubendeDingewie den Abschluss neuer Te-
lefonverträge, dem Schreiben von Dankes-
schreiben für eingegangene Gratulationen
und der Konfiguration der grundlegenden
Büroinfrastruktur befassen. Aller Anfang ist
eben schwer!
Als neu gewählter Abgeordneter waren die
ersten Wochen im Bundestag verhältnis-
mäßig ruhig, da ich selbst freilich noch
nicht mit den Koalitionsverhandlungen be-
traut war. Das hat mir die dankenswer-
te Möglichkeit gegeben, zahlreiche Termi-
ne im Wahlkreis und in Berlin wahrzuneh-
men, Multiplikatoren zu treffen, neue Kon-
takte zu knüpfen und bestehende zu inten-
sivieren, sowie zahlreiche Bürgergespräche
zu führen. Darüber hinaus tagte das Ple-
num des Bundestags bereits drei Mal in den
ersten Wochen. Dabei haben wir Dr. Nor-
bert Lammert im Amt des Bundestagspräsi-
denten bestätigt und einen Hauptausschuss
eingesetzt, der für die Übergangszeit zwi-
schen der alten und neuen Bundesregierung
die Ausschussbefassung von Gesetzesinitia-
tiven übernimmt. In Sitzungen von Landes-
gruppe und Fraktion haben wir darüber hin-
aus ständig über den Fortgang der Koaliti-
onsverhandlungen diskutiert.
Carsten Körber (Quelle: privat)
Ich selbst sehe die erzielten Einigungen mit
einem lachenden und einem weinenden Au-
ge. Einerseits ist es uns gelungen, Kernfor-
derungen der Union im Koalitionsvertrag
festzuschreiben und beispielsweise die Er-
höhung von Steuern zu verhindern sowie
die weitere Konsolidierung des Bundeshaus-
halts fortzusetzen und keine neuen Schul-
den aufzunehmen — übrigens erstmals seit
40 Jahren! Andererseits sehe ich die Ein-
führung eines Mindestlohns sehr kritisch
und bin auch darüber enttäuscht, dass die
Rücknahme der Vorfristigkeit von Sozialver-
sicherungsbeiträgen der Unternehmen kei-
nen Eingang in den Koalitionsvertrag gefun-
den hat.
Ich hoffe, dass ich mit diesemÜberschlag ei-
nen ersten Eindruck von den ersten Tagen im
Bundestag geben konnte. Fortsetzung folgt!
Carsten Körber, MdB
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Lutherdekade: Rückblick und Ausblick 2012/2013/2014
A mReformationstag 2012wurde imRah-men der Lutherdekade in der Wormser
Dreifaltigkeitskirche das Themenjahr „Refor-
mation und Toleranz“ eröffnet. Bis zum 30.
Oktober 2013 wurde das Thema „Reforma-
tion und Toleranz“ auf zahlreichen Veran-
staltungen bundesweit aufgegriffen und von
verschiedenen Seiten beleuchtet. Auch auf
demDeutschen Evangelischen Kirchentag in
Hamburg im Mai war die Lutherdekade ver-
treten und sorgte dank verschiedenster Ak-
tionen auf dem „Forum Reformation“ für
Aufsehen. ZumBeispiel entstand ein Luther-
portrait aus 150 Worten, die beschreiben
sollten, wofür Luther heute steht. Margot
Käßmann, Botschafterin des Rates der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland für das Re-
formationsjubiläum, war dem „Forum Refor-
mation“ neben zahlreichen anderen promi-
nenten Rednern zu Gast und steuerte den
Begriff „Gottvertrauen“ zur Kunstinstallati-
on bei.
Die Reformatoren waren der Ansicht, dass
Glaube und Gewissen grundsätzlich frei
sind. Nichtsdestotrotz hatte Luthers Tole-
ranz Grenzen. Daher wurde das Thema „Re-
formation und Toleranz“ bewusst nicht nur
aus historischer Sicht betrachtet. Vielmehr
wurden Vergangenheit, Gegenwart und Zu-
kunft in den Blick genommen. Zahlreiche
Theologen griffen im Jahr 2013 die Dis-
krepanz zwischen Luther und dem Thema
Toleranz auf und nahmen zu dem Thema
Stellung. Zum Beispiel hielt der katholische
Theologe Eugen Drewermann im Rahmen
der Lutherdekade einen Vortrag zum The-
ma „Wo endet die Toleranz? Die Reformation
psychoanalytisch betrachtet“.
Das Jahr 2014 steht unter dem spannenden
Motto „Reformation und Politik“. Für weite-
re Informationen undVeranstaltungshinwei-
se lohnt sich ein Blick auf die entsprechende
Webseite http://www.luther2017.de.
Cornelia Albert
Fokus: Mittelstand „Motor der Region“
InnovationenundGrößenwachstum:HerausforderungenfürSachsens
Mittelstand
N ach der von führenden deutschenWirt-schaftsforschungsinstituten im Auf-
trag des Bundesministeriums des Innern in
2010 durchgeführten Studie zumwirtschaft-
lichen Stand und Perspektiven Ostdeutsch-
lands ist die wirtschaftliche Anpassung der
Neuen Länder an das deutschlandweite Ni-
veau in den letzten Jahren anscheinend na-
hezu zum Stillstand gekommen. Tatsäch-
lich lässt sich feststellen, dass das Bruttoin-
landsprodukt (BIP) je Einwohner als wesent-
liche Kennziffer zur Messung des regionalen
Wohlstands auch in Sachsen seit 2004 be-
ständig um 25 Prozent unter dem Bundes-
niveau liegt. In den 1990er Jahren konnte
dagegen noch eine zügige Annäherung an
das bundesdeutsche Wohlstandsniveau be-
obachtet werden. Erwirtschafteten die Sach-
sen 1991 noch 40 Prozent des bundesdeut-
schen BIP je Einwohner, waren es 1999 be-
reits 69 Prozent. Seit dem hat sich der Rück-
stand allerdings nur um scheinbar geringe
6 Prozentpunkte verringert. Inzwischen ist
die Anpassung sogar zum Stillstand gekom-
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men. Eine ähnliche Entwicklung lässt sich
bei den Arbeitnehmerentgelten ablesen. Vor
diesem Hintergrund stellt sich die Frage, ob
und wenn ja wie die Wirtschaftspolitik neu
justiert werden muss.
Wirtschaftliche Transformation setzt sich fort
Zunächst einmal ist festzustellen, dass sich
die wirtschaftliche Transformation in den
letzten Jahren fortgesetzt hat. Insbesonde-
re hat sich die Entstehungsseite des BIP in
Sachsen in den letzten Jahren weiter hin
zu einer selbsttragenden Wirtschaftsstruk-
tur gewandelt. Basis hierfür war ein über-
durchschnittliches Wachstum des Verarbei-
tendenGewerbes undderUnternehmensna-
hen Dienstleister. Nominal betrachtet stieg
die Bruttowertschöpfung des sächsischen
VerarbeitendenGewerbes von2000bis 2010
trotz der Finanz- und Wirtschaftskrise um
36 Prozent, die der Unternehmensdienst-
leister um 44 Prozent. Beide Sektoren lagen
deutlich über dem gesamtwirtschaftlichen
Wachstum und jeweils auch über dem Bun-
desniveau. Der Beitrag des Verarbeitenden
Gewerbes und der Unternehmensdienstleis-
ter zum BIP stieg von 40 Prozent in 2000 auf
46 Prozent in 2010, während bundesweit der
Anteil mit 51 Prozent konstant blieb.
Sachsen ist damit eine Reindustrialisierung
mit positiven gesamtwirtschaftlichen Effek-
ten (wie dem Abbau des Verbrauchsüber-
hangs) gelungen. 1999 stand den 100 Mrd.
EUR, die in Sachsen für privaten und staat-
lichen Konsum sowie für Investitionen ver-
ausgabt wurden, gerade einmal eine Wirt-
schaftsleistung von 75 Mrd. EUR gegenüber.
Im Saldo wurde ein Viertel der sächsischen
Ausgaben durch Transfers finanziert. 2008
wurde dagegen bei 102 Mrd. EUR Ausgaben
eineWirtschaftsleistung von95Mrd. EURer-
bracht. Der Verbrauchsüberhang sank damit
binnen neun Jahren von 25 Mrd. auf 7 Mrd.
EUR.
Die Abhängigkeit von Transferleistungen
ging damit im betrachteten Zeitraum in
Sachsenwie auch in den anderenNeuen Län-
dern deutlich zurück. Die noch Mitte des
vergangenen Jahrzehnts attestierte und zum
Teil als dauerhaft befürchtete Dependenz-
wirtschaft (im Sinne eines zweiten europäi-
schen Mezzogiornos) lässt sich bei Weitem
nicht mehr beobachten.
Produktivitätsabstand stagniert
Gleichwohl sind in den letzten Jahren Ten-
denzen zu beobachten gewesen, die auf ei-
ne nachlassende Anpassung der sächsischen
Wirtschaft hinweisen. Ausgangspunkt hier-
für ist der stagnierende Produktivitätsab-
stand gegenüber dem Bundesniveau gerade
im Verarbeitenden Gewerbe. Während die
Produktivität der auf die lokale Nachfrage
ausgerichteten Sektoren, wie Dienstleistun-
gen oder Baugewerbe, hauptsächlich durch
die lokale Kaufkraft determiniert ist, ist die
Produktivität im Verarbeitenden Gewerbe
ein wesentlicher Indikator für die Wettbe-
werbsfähigkeit.
Die Erwerbstätigenproduktivität (gemessen
an der Bruttowertschöpfung je Erwerbstä-
tigen) des sächsischen Verarbeitenden Ge-
werbes konnte zwar absolut betrachtet bis
zum Beginn der Wirtschaftskrise in 2008
kontinuierlich gesteigert werden, der Ab-
stand zum bundesweiten Niveau ist seit
2002 allerdings nahezu konstant geblieben.
Die Kapitalproduktivität (gemessen an der
Bruttowertschöpfung je Kapitalstock) nahm
im beobachteten Zeitraum in Sachsen abso-
lut betrachtet sogar ab, da der Kapitalstock
stärker zunahm als die Wertschöpfung. Bun-
desweit wurde dagegen ein Anstieg der Ka-
pitalproduktivität verzeichnet; dementspre-




Als Ursache der geringeren Produktivität,
die letztendlich auch den regionalen Lohn-
abstand determiniert, verweist die Studie








































Produktivitätsentwicklung im sächsischen Verarbeitenden Gewerbe  
im Bundesvergleich 
Erwerbstätigenproduktivität* Kapitalproduktivität**
*   Bruttowertschöpfung im Verarbeitenden Gewerbe je Erwerbstätigen   
** Verhältnis Bruttowertschöpfung im Produzierenden Gewerbe (Verarb. Gew.+Baugew.+Energie) zum Kapitalstock  







































Betriebsgrößenstruktur nach Beschäftigtenanteil in der Industrie 
Sachsen
Deutschland
Quelle: Stat. Bundesamt, Stat. Landesamt; eig. Ber.; Werte für Betriebe des Bergbaus und des Verarbeitenden Gewerbes für 2010 
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Defizite des sächsischen Verarbeitenden Gewerbes im 
Bundesvergleich 
Quelle: Stat. Bundesamt; Stat. Landesamt; 
Wissenschaftsstatistik im Stifterverband;  
Deutsche Bundesbank; eig. Ber. 
*    Werte nur für Betriebe mit 20 und mehr Beschäftigten 
**  interne FuE-Aufwendungen je Beschäftigten, Zahlen für 2009  
























































































































Umsatzproduktivität in der Industrie nach 
Beschäftigtengrößenklassen 
Sachsen Deutschland Deutschland = 100 %
Quelle: Stat. Bundesamt; Stat. Landesamt; eig. Ber.; gerundete Werte für Betriebe des Bergbaus und des Verarb. Gew. für 2010 
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teilige Betriebsstruktur. Hieraus resultieren
geringere Skalenerträge, schlechtere Finan-
zierungsbedingungen, Nachteile im Innova-
tionsprozess und bei der Internationalisie-
rung sowie eine geringere Einkaufs- und
Vertriebsmacht mit entsprechend negativen
Folgen für die jeweilige Preisbildung. Damit
verbunden sind auch fehlende regionalöko-
nomische Effekte durch Führungszentralen.
Ein Blick in die statistischen Daten macht
deutlich, dass sich die sächsische Industrie
stärker als bundesweit auf kleine und mitt-
lere Betriebe stützt. Demensprechend spie-
geln sich die genannten Defizite in den Zah-
len für das sächsische Verarbeitende Gewer-
be wider. Auch die mit Betriebsgröße grund-
sätzlich abnehmende Produktivität (gemes-
sen am Umsatz je Beschäftigten, da keine
Wertschöpfungszahlen verfügbar) wird er-
kennbar.
Im direkten regionalen Vergleich nach Be-
triebsgrößenklassen reduzieren sich dem-
entsprechend auch die Produktivitätsdefi-
zite; größere sächsische Betriebseinheiten
weisen sogar eine höhereUmsatzproduktivi-
tät als bundesweit aus. Bei Bereinigung der
unterschiedlichen Betriebsstrukturen ergibt
sich insgesamt sogar eine den Bundes-
wert übersteigende Umsatzproduktivität in
der sächsischen Industrie. Die Daten un-
terstreichen, dass die gesamtwirtschaftli-
chen Defizite im Wesentlichen betriebs-
strukturell bedingt sind. Branchenstruktu-
relle Unterschiede, wie ein höherer Anteil
an Vorleistungs- und Konsumgüterherstel-
ler, spielen für Sachsen dagegen eine unter-
geordnete Rolle.
Größenwachstum und Innovationen als kom-
plementäre Herausforderungen
Das Größenwachstum der bestehenden
sächsischen Industriebetriebe erscheint vor
diesem Hintergrund als bedeutendste Her-
ausforderung der kommenden Jahre. Auch
hier sind Fortschritte in Sachsen gelungen:
Die durchschnittliche Betriebsgröße in der
sächsischen Industrie stieg von 79 Beschäf-
tigten in 2000 auf immerhin 84 Beschäftig-
te in 2011. Im Durchschnitt der deutschen
Industrie sind im Vergleich relativ konstant
rund 128 Beschäftigte je Betrieb tätig.
Um diese Entwicklung weiter zu fördern,
sind Innovationen in den Unternehmen ent-
scheidend. Innovative Unternehmen wach-
sen in der Regel schneller und sind auch häu-
figer international tätig. Gerade die säch-
sischen Betriebe könnten über innovative
Produkte der strukturell bedingt intensive-
ren Preiskonkurrenz begegnen. Gleiches gilt
für innovative Prozesse, die einen Teil der
in den kleineren Betriebsgrößen begründe-
ten niedrigeren Skaleneffekte kompensie-
ren könnten. In den Aufwendungen für For-
schung und Entwicklung (FuE), die nicht al-
leinige aber wesentlicheGrundlage für Inno-
vationen sind, bestehen allerdings erkenn-
bare Nachteile. So lagen 2009 die internen
Aufwendungen für FuE im sächsischen Ver-
arbeitenden Gewerbe bei rd. 2.300 EUR je
Beschäftigten, was lediglich einem Drittel
des Bundesniveaus entsprach.
Ursache sind Marktdefizite im Innovations-
prozess, mit welchen insbesondere kleine
und mittlere Unternehmen oftmals konfron-
tiert sind. Staatliche Eingriffe gelten deshalb
im FuE-Bereich grundsätzlich als gerechtfer-
tigt. So existieren Informationsasymmetri-
en bei der Umsetzbarkeit und Marktfähig-
keit von Forschungsideen zwischen den Ent-
wicklern auf der einen und den Kapitalge-
bern auf der anderen Seite. Fehlendes Ka-
pital wird daher von sächsischen Betrieben
beständig alswichtigstes Innovationshemm-
nis beschrieben, zumal sich hier der geringe-
re Eigenkapitalbestand in den Unternehmen
negativ auswirkt.
Zudem sind Innovationsvorhaben für vie-
le sächsische Betriebe mit einem zu ho-
hen Aufwand verbunden. Das Erreichen ei-
nes angestrebten Technologiestandes erfor-
dert oftmals fixe Kosten; diese sogenannte
Jahresausgabe 2013 13
Unteilbarkeit der Wissensgenerierung führt
zu Konzentrationen in der privatwirtschaft-
lichen FuE, wie sie gerade auch in Deutsch-
land zu beobachten sind. So werden rund
vier Fünftel der privatwirtschaftlichen inter-
nen Aufwendungen für FuE bundesweit von
Betriebenmit 1.000 undmehr Beschäftigten
bestritten.
Potential für eine Kompensation dieses De-
fizits bietet prinzipiell die breite außeruni-
versitäre Forschungslandschaft im Freistaat.
Allerdings verweisen aktuelle Studien auf
ein noch immer bestehendes Transferde-
fizit, gerade in Richtung mittelständischer
Unternehmen. Zielgerichtete Maßnahmen
zur Verbesserung in diesem Bereich, wie
sie bspw. von der Enquete-Kommission des
Sächsischen Landtages „Strategien für eine
zukunftsorientierte Technologie- und Inno-
vationspolitik im Freistaat Sachsen“ erarbei-
tet wurden, bieten vor diesem Hintergrund
großes Potential, den erfolgreichen wirt-
schaftlichen Wachstumsprozess des Frei-
staates auch in den kommenden Jahren fort-
zusetzen.
Lars Kroemer
Der Artikel ist eine gekürzte Fassung eines Standpunktes
des Instituts für Mittelstands- und Regionalentwicklung.
Komsa: DerWind aus China weht eiskalt
Der Schwede Gunnar Grosse hat unweit von Chemnitz Sachsens größtes Familienunternehmen
aufgebaut — als Handygroßhändler
K urz nach dem Mauerfall, aber noch vorder Wiedervereinigung geht ein Schwe-
de auf Reisen. Sein Ziel liegt jenseits des Ei-
sernen Vorhangs — auch wenn der längst
im Fallen begriffen ist. Nach Hartmanns-
dorf fährt er, im Januar 1990. Die 4500-
Seelen-Gemeinde liegt nördlich von Chem-
nitz, das damals noch Karl-Marx-Stadt heißt.
Dort nimmt der 51-Jährige den Bauernhof in
Augenschein, den ihmderVater hinterlassen
hat. Sechzig Jahre zuvor hatte der Senior den
umgekehrtenWeg gewählt undDeutschland
in Richtung Skandinavien verlassen, wo sein
Sohn geboren wurde.
Gunnar Grosse, Jahrgang 1939, wird
Unternehmensberater und übernimmt
schnell Führungsfunktionen, gründet eine
Produktions- und Vertriebsgesellschaft für
Angler- und Jagdbedarf und verkauft sie spä-
ter wieder. Grosse wechselt anschließend
das Metier, steigt in den Vorstand der
Folksam-Versicherung auf.
Und während andere schon auf den Ruhe-
stand schielen, sucht er noch einmal die
Herausforderung, will sich selbst verwirkli-
chen. Auf dem Bauernhof der Eltern gründet
der Schwede mit sächsischen Wurzeln 1992
das Unternehmen Kommunikation Sachsen,
kurz Komsa. Es ist der erste Betrieb eines
Ausländers, der nach der Wende ins sächsi-
sche Handelsregister eingetragen wird. Die
Geschäftsidee ist simpel: „Kaum jemand hat-
te Telefon, geschweige denn ein Handy. Alle
rannten zur Telefonzelle und ärgerten sich,
wenn ich telefonierte. Oft war das mehr als
ein Gespräch - und das dauerte“, erinnert
sich Grosse.
Das will der Neu-Sachse ändern. Komsa
steigt ins Geschäft mit Handys und Mobil-
funkverträgen ein, wird Groß- und Einzel-
händler. Nach und nach bekommt Grosse
alle großen Netzbetreiber und Marken ins
Portfolio: zunächst die D-Netze von Telekom
und Mannesmann, später T-Mobile, Voda-
fone, O2 und E-Plus auf der einen, (Sony-)
Ericsson, Nokia, irgendwann LG, Samsung
und Apple auf der anderen Seite. Der An-
fang ist schwer, heute aber umfasst das Netz
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der Wiederverkäufer unter dem Dach von
Komsa um die 10 000 Großmärkte, Fach-
geschäfte, Versand- und Online- oder Sys-
temhäuser. Auch Autohändler gehören da-
zu. Komsa wird Nokia-Distributeur Nummer
1 in Deutschland und muss den Niedergang
der Marke verkraften, die zeitweise über 40
Prozent Marktanteil verfügt. „Unser Nokia-
Umsatz ging runter, aber richtig. Wir haben
das kompensiert - mit Samsung zumBeispiel
und mit Dienstleistungen“, erzählt Grosse.
Als besonders erfolgreich stellt sich das Re-
paraturgeschäft für Handys heraus, für Lap-
tops, Smartphones, Tablets und Netbooks.
Um die 100 000 Geräte setzen die Komsa-
Leute mittlerweile jeden Monat instand, 20
Stück je Mitarbeiter und Tag. Die Schlagzahl
ist hoch, dieMargen sind niedrig. Doch Kom-
sa spielt im Wartungsgeschäft in der ersten
Liga: Nur die Bertelsmanntochter Arvato re-
pariert hierzulande noch mehr ITK-Technik,
obwohl Branchenmotor Apple im Instand-
setzungsgeschäft bislang bei Komsa nicht
einmal unterVertrag steht. „Apple allein ent-
scheidet, wer mit den Produkten Geld ver-
dient - und wie viel“, sagt Grosse.
2001expandiert der passionierteAntiquitäten-
und Großkäfersammler nach Polen. Wieder
ist der Weg steinig, doch der mittlerweile 73
Jahre alte Unternehmer macht eine einfa-
che Rechnung auf: „Deutschland hat 80 Mil-
lionen Einwohner, Polen 40 Millionen. Das
sind zusammen mehr als ein Viertel der EU-
Bevölkerung — genug für Komsa.“ Das tech-
nisch anspruchsvolle Geschäft ist dabei drin-
gend auf qualifizierte Mitarbeiter angewie-
sen, dies- wie jenseits der Oder. Vor allem
Elektronikfachleute stehen hoch im Kurs.
„Rund um Chemnitz ist alles abgegrast, hier
gibt es keinen Kommunikationselektroniker
mehr. Deshalb lernen wir sogar Konditoren
an.Die Feinmotorikmuss stimmen—unddie
Einstellung“, sagt eine Unternehmensspre-
cherin. Voraussetzung für eine Anstellung
bei Komsa sei es, dass sich die Mitarbeiter
entwickeln könnten und wollten. Grosse hat
Schulen ins Boot geholt, bietet Führungen
durch das Unternehmen an, kooperiert mit
der TU Chemnitz, sitzt dort selbst im Hoch-
schulrat.
In der südwestsächsischen Provinz, jenseits
der großen Zentren, ist auch der firmenei-
gene Kindergarten ein wichtiger Standort-
faktor. Grosse lässt, als der Bauernhof für
die Firma zu klein wird, diesen zum Kin-
dergarten umbauen. „Bei Komsa steht der
Mensch im Mittelpunkt, egal ob Mitarbei-
ter oder Kunde“, betont er. Wie Ikea-Chef
Ingvar Kamprad umarmt Grosse seine Mit-
arbeiter, sucht Nähe, zeigt Emotionen. „Ty-
pisch schwedisch“ sei das, davon könntendie
Deutschen lernen. Die Qualitäten des Ma-
nagers hat längst auch die Politik erkannt,
in Dresden wird er hofiert und die damali-
ge Bundesfamilienministerin Ursula von der
Leyen (CDU) ernannte ihn zum sächsischen
Botschafter für die Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf. Grosse will ein Unternehmen
mit Werten, keine seelenlose Geldmaschine.
„Unser Kompass ist ein moralischer. An sich
hat eine Firma kein Gewissen, das kommt
erst durch die Mitarbeiter.“ Und die müss-
ten besonders geschult werden,müssten ler-
nen, dass es auf sie ankommt, auf ihre Bereit-
schaft, Verantwortung zu übernehmen. Da-
für räumt Grosse ein: „Zum Lernen gehören
Fehler, um daran zu wachsen. Das war an-
fangs verrückt. Ich konnte kaum zusehen, so
viel lief schief. Nötig war es trotzdem.“ Sein
Engagement in Sachsen hat er nicht bereut.
Mit sieben Mitarbeitern begann alles, mehr
als 1300 sind es heute — Altersschnitt 34
Jahre, 40 Prozent der Führungspositionen
besetzen Frauen. Im Geschäftsjahr 2011/12
kamen die Hartmannsdorfer auf 735 Millio-
nen Euro Umsatz (Vorjahr: 728), davon er-
wirtschaftete Komsa 621 Millionen Euro in
Deutschland. Grosse führt nach eigenen An-
gaben das „größte Familienunternehmen in
Sachsen; nach Rotkäppchen das zweitgrößte
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inMitteldeutschland“. Deutschlandweit ran-
giere man auf Platz 195 (nach Umsatz).
Die Finanz- und Wirtschaftskrise hat Kom-
sa gut überstanden. Eine Pause gönnt sich
Grosse, der in den nächsten drei Jahren an
einen Nachfolger übergeben möchte, den-
noch nicht — auch nicht der Politik, die er
in der Pflicht sieht, Deutschland internatio-
nalwettbewerbsfähiger aufzustellen.Grosse
will über die großen Linien reden. Das liegt
ihm. Für das operative Geschäft hat er Jür-
gen Unger in den Vorstand geholt. „Ich habe
nicht das Rad erfunden“, bekennt er spitzbü-
bisch, „aber ich weiß, wie Räder funktionie-
ren und wie man sie aufeinander abstimmt.“
Sorgsam verfolgt er die Entwicklung in Fern-
ost. „Der Wind aus China weht eiskalt.“
Amerika werde sich bald erholen, ist Gros-
se überzeugt. Deutschland aber sieht er
wie viele westliche Länder „im Überlebens-
kampf“. Dass die Chinesen das deutscheMo-
dell mit Argusaugen verfolgten, sei „kein Zu-
fall“. Der deutsche Herzschlag sei zwar lang-
samer, Puls und Qualität hingegen „unge-
mein stark“. Viele Betriebe hätten aber noch
nicht verstanden, dass die wirklichen Um-
wälzungen in der Informationstechnologie
erst noch bevorstünden: „Wie eine Tsunami-
welle rollen sie auf uns zu.“
Michael Kunze
Entstehen und Fortbestehen von Unternehmen
Gründerboom in Chemnitz? Flaute bei der Chefnachfolge?
I n der Öffentlichkeit ist die Wirtschafts-kraft der Region Chemnitz kaum ein
Thema. Dass Chemnitz hier punkten kann,
liegt vor allem an dem engen Netz aus
Forschung und Anwendung in der Spit-
zentechnologie. Wer dem regen Zuspruch
während der „Gründerwoche“ in Chemnitz
glaubt, gewinnt den Eindruck einer Regi-
on, die voran drängt. Vom 18. bis 24. No-
vember 2013 beteiligten sich viele Akteure
an der bundesweiten „Gründerwoche“. Die
Vorstellung der Technologieförderung des
Freistaats Sachsen im Technologie-Centrum
Chemnitz in Kooperation mit der Chem-
nitzer Wirtschaftsförderungs- und Entwick-
lungsgesellschaft am 19. November krön-
te die Verleihung eines (weiteren) Start-up-
Pakets an die Autounique GmbH – vor zwei
Jahren im TCC gegründet und aktiv im Son-
derfahrzeugbau – und die Vorstellung des
Kooperationsvertrags zwischen dem Indus-
trieverein Sachsen 1828 e.V. und dem TCC.
Die TUChemnitz beteiligte sichmit demaka-
demischen Gründernetzwerk „Saxeed“ und
dem Projekt „Unternehmenszukunft Sach-
sen“, die Arbeitsgemeinschaft Technologie-
Zentren in Sachsen warb um Gründer, die
Handwerkskammer Chemnitz pries die lu-
krative Nachfolgesituation für junge Leute
mit Führungsambitionen.
Das Problem liegt wohl in der Tat weni-
ger bei der Gründung als in der Chefnach-
folge. Die Gründung eines Unternehmens
wird von vielfältigen Hilfeleistungen beglei-
tet (siehe den folgenden Beitrag). Die Un-
terstützung macht sich bezahlt: Wie der
Professor Dr. Andreas Schubert, Prorektor
der TU Chemnitz für Wissens- und Tech-
nologietransfer in einer Erklärung vom 28.
November 2013 mitteilte, erreichte die TU
Chemnitz unter mittelgroßen Hochschulen
deutschlandweit den 10. Platz beim „Grün-
dungsradar“. Der Stifterverband der Deut-
schen Wirtschaft hatte im Auftrag des Bun-
desministeriums für Wirtschaft und Techno-
logie ermittelt, wo Hochschulen sich beson-
ders für Gründer einsetzen. 158 Hochschu-
len wurden analysiert, bewertet hat die Stu-
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die die Felder Gründungsverankerung, –sen-
sibilisierung, –unterstützung und –aktivitä-
ten. Unter den Hochschulen in Sachsen er-
hielt außer Chemnitz nur die – private –
Handelshochschule Leipzig einen „Vorbild-
charakter“ attestiert.
Die Chancen junger Leute sind in der Re-
gion hervorragend, die der (kleinen) Unter-
nehmer weniger. „Wir suchen händeringend
Chefs für bestehende Handwerksunterneh-
men“, sagt Marco Hartwig, Mitarbeiter der
Handwerkskammer Chemnitz über die Lage
in der Region Chemnitz. Viele Inhaber arbei-
teten weit über das übliche Rentenalter hin-
aus. Ihre Hingabe für die – oft nach 1990
mit vielMühe aufgebauten – Firmen lässt sie
ausharren. „Der leistungsfähige Nachwuchs
strebt eher großen Unternehmen zu“, er-
gänzt Hartwig das Lagebild. Die TU Chem-
nitz versucht gegenzusteuern – u.a. mit der
Zusatzqualifikation „Unternehmensnachfol-
ge“, die aus Praxisvorträgen, einer Unter-
nehmenssimulation, einer Potenzialanalyse
und Intensivseminaren besteht. Darüberhin-
aus ermöglicht die TU Chemnitz in Koope-
ration mit der Industrie- und Handelskam-
mer Kontakte zwischen Unternehmern und
interessiertem Nachwuchs, hier sollte aller-
dings der Kontakt zum Handwerk intensiver
werden. Eins ist klar: Ohne Kenntnis man-
ches leistungsstarken Unternehmens in der
Nachbarschaft kann man dort nicht Chef
werden.
Im Rahmen der „Aktionstage Unterneh-
mensnachfolge“ im Mai 2013 sprachen zwei
ehemalige Geschäftsführer über die Nach-
folge innerhalb der Familie (AEL Apparate-
bau GmbH Leisnig) bzw. die Übergabe an
einen Mitarbeiter (Möbelbau Sayda GmbH).
Chancen und Herausforderungen für junge
Unternehmer beleuchteten Steuer- und Un-
ternehmensberater. Viele Inhaber waren zur
zentralen Veranstaltung „Ein roter Faden –
für Übergeber und Nachfolger“ am 14. Mai
2013 ins „Alte Heizhaus“ der TU Chemnitz
gekommen–auchmit demZiel, Absolventen
kennen zu lernen, die Verantwortung über-
nehmenwollen. Erwartungen der gegenwär-
tigen wie möglichen zukünftigen Chefs ka-
men zur Sprache. Die Kenntnis des Produkts
und des Marktumfelds ist für junge Men-
schen ein Feld, das nicht nur an der Univer-
sität theoretisch beschrieben werden, son-
dern vor allem in einer Firmamit Kundenund
Großhandel erfahren werdenmuss. Nicht je-
der Seniorchef fuhr glücklich nach Hause,
doch neue Kontakte wurden gebahnt. Man-
che Visitenkarte, die Absolventen in Händen
hielten, führt doch zum Erfolg.
Sebastian Liebold, Vorsitzender des RCDA Chemnitz
Internet-Seiten zum Thema Gründer und Nachfolger:




• http://www.gruendungsradar.de (Studie des Stifterverbandes der Dt. Wirtschaft)
• http://www.tu-chemnitz.de/unternehmensnachfolge (TU Chemnitz, Zusatzqualifika-
tion)
• http://www.hwk-chemnitz.de/Betriebsboerse.729.0.html (NachfolgebörsederRegion)
• http://www.nexxt-change.org (Forum Nachfolge der IHK Chemnitz)
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Existenzgründungen und der Gründerzuschuss
D ie meisten Firmengründungen fangenklein an. Viele beginnen sogar im Ne-
benerwerb – von zu Hause aus. Allgemein
besitzen Kleinstgründungen das Potential
innerhalb von wenigen Jahren zu etablier-
ten Firmen amMarkt zuwachsen, welche so-
gar Arbeitsplätze schaffen und sichern. Na-
türlich steckt nicht hinter jeder Kleinstgrün-
dung das Potential von google – einen Bei-
trag zum Arbeitsmarkt leisten die Gründun-
gen in Deutschland aber dennoch. Was hin-
ter diesen Gründungen steckt und welchen
wirtschaftlichen Effekt Existenzgründungen
besitzen, haben wir in einer Umfrage 2011
unter unseren Existenzgründern evaluiert,
um besonders die Auswirkungen des Grün-
dungszuschuss auf das Gründungsgesche-
hen zu messen. Befragt wurden dabei Exis-
tenzgründer aus den Jahren 2009 – 2011,
welche an unseren Existenzgründersemina-
ren teilgenommen hatten.
Der Gründungszuschuss ist das Hauptför-
derinstrument, welches in Deutschland zur
Verfügung steht. Nahezu jede dritte Grün-
dung wurde noch 2011 mit dem Zuschuss
unterstützt – und das erfolgreich. Ende 2011
wurde das Förderinstrument überarbeitet
und in seinem zeitlichen als auch finanzi-
ellem Umfang reduziert. Ursprünglich be-
stand ein Rechtsanspruch für Existenzgrün-
der aus dem ALG1. Für die ersten neun Mo-
nate war somit das Grundeinkommen zur Si-
cherung der eigenen Lebenshaltungskosten
für den Existenzgründer gedeckt. Die jetzt
existierende Regelung sichert, nach erfolg-
reicher Erteilung des Existenzgründungszu-
schuss, nur noch eine finanzielle Sicherung
des Lebensunterhaltes von 6Monaten in der
ersten Zuschussphase zu. Gleichzeitig ver-
lagert sich durch den Wegfall des Rechts-
anspruches die Bewilligungsentscheidung in
die Arbeitsämter. Die Auswirkungen die-
ser Neuregelungen zeigen sich mittlerweile
auch deutlich im Gründunggeschehen. Wur-
den im Jahr 2010 noch 146.538 Existenz-
gründungen gefördertwaren es im Jahr 2012
nur noch 20.634.
Dieser massive Rückgang ist bedauerlich.
Nicht nur, weil Existenzgründer durch inno-
vative Ideen einen wichtigen Anteil in un-
serem Wirtschaftssystem leisten, sondern
auch weil die positiven Effekte von Existenz-
gründungen nicht mehr zum Tragen kom-
men können. Diese können Steuereinnah-
men für den Staat oder auch das Schaffen
von Arbeitsplätzen sein.
Deutschlandweit werden über den KfW
Gründungsmonitor statistische Daten über
Existenzgründungen erhoben. Leider wer-
den die Arbeitsplatzeffekte nur innerhalb ei-
nes Jahres nach Gründung betrachtet – naiv,
wenn man bedenkt, dass alleine 8,1 Mona-
te vergehen, bis ein Existenzgründer seinen
Lebensunterhalt erstmals aus den Einnah-
men seines Unternehmens bestreiten kann
(Umfrage GUZ 2011). Nach unserer Befra-
gung zeigte sich, dass Existenzgründer nach
2 Jahren beginnen Arbeitsplätze zu schaffen.
So entstehen pro geförderten Existenzgrün-
der nach 2 Jahren 1,25 Arbeitsplätze. 5 Jah-
ren nach Existenzgründung bestehen immer
noch 80% der geförderten Unternehmen
(vgl. KfW-Gründungsmonitor) amMarkt.
Die Novellierung des Förderinstruments ist
somit nur eine kurzfristige Ausgabenreduk-
tion – langfristig jedoch der falsche Weg.
Durchschnittlich werden pro Existenzgrün-
der 12.000 Euro für die Förderung ausge-
geben. Betrachtet man diese Summe im
Verhältnis zu den wahrscheinlich geschaffe-
nen Arbeitsplätzen, den Steuereinnahmen,
der Belebung der Unternehmenslandschaft
sowie den Wegfall der notwendigen ALG1
Zahlungen für den Existenzgründer zeigt
sich, dass die Förderung des Existenzgrün-
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 Gründungsüberleben in den ersten drei Jahren (Quelle: KfW-Gründungsmonitor 2011)
zugehen, dass die kurzfristigen Einsparun-
gen durch die vielfachen Folgekosten schnell
aufgezehrt werden.
Durch die Novellierung werden jedoch nicht
nur die rein rationalen Aspekte einer Exis-
tenzgründung verschärft sondern auch der
psychische Druck steigt für den Gründer.
Besonders Frauen, welche deutlich sicher-
heitsbewusster gründen als Männer, werden
sich häufiger unter den jetzt herrschenden
Bedingungen gegen eine Existenzgründung
entscheiden.
Es bleibt zu hoffen, dass bei der anstehenden
Überarbeitung der Fördermittel mit mehr
Weitsicht gearbeitetwird, als bei derÜberar-
beitung des Gründungszuschuss 2011, wel-
che als Randnotiz ohne Diskussion verab-
schiedet worden ist.




ist ein Beratungsnetzwerk aus den Fach-
disziplinen Gründungsberatung, Rechtsbe-
ratung, Steuerberatung, Marketingberatung
und Absicherungsberatung mit dem Fo-
kus Existenzgründungsbetreuung in Sach-
sen. 2009 wurde es mit Hauptsitz in Chem-
nitz durch Axel Karluß und Patricia Döring
ins Leben gerufen. Das GUZ agiert derzeit
an 3 Standorten in den Städten Chemnitz,
Dresden und Leipzig. Betreut und gefördert
werden Existenzgründer in allen Belangen
der Unternehmensgründung. Nicht nur die
Gründung wird hierbei betrachtet, sondern
bei Bedarf auch Begleitung darüber hinaus
realisiert. In den Fachbereichen finden auch
Jungunternehmer und gefestigte Unterneh-
men einen kompetenten Ansprechpartner
bei konkreten Problemstellungen.
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Hochschulwesen „Über den Tellerrand“
Private Hochschulen in Deutschland
W HU Vallendar, Universität Wit-ten/Herdecke, Bucerius Law School,
Macromedia Hochschule für Medien und
Kommunikation (MHMK) …dies sind nur ei-
nige wenige der zahlreichen privaten Hoch-
schulen, die in den letzten Jahrzehnten in
Deutschland gegründet wurden. Die beiden
erstgenannten Hochschulen existieren be-
reits seit knapp 30 Jahren, die meisten an-
deren wurden nach der Wende, beziehungs-
weise ab dem Jahr 2000 gegründet.
Während sich die WHU Vallendar auf die
Ausbildung von Betriebswirten spezialisiert
hat und zahlreiche erfolgreiche junge Un-
ternehmer hervorgebrachte, bietet die Uni-
versität Witten/Herdecke Studiengänge in
den Bereichen Philosophie, Wirtschaft und
Gesundheitswesen an. Die Bucerius Law
School ist eigenen Angaben zufolge die
erste private Hochschule in Deutschland
mit Promotions- und Habilitationsrecht. Die
MHMK konzentriert sich auf den Medienbe-
reich. Laut einer Studie des Stifterverbands
für die Deutsche Wissenschaft gliedern sich
die privaten Hochschulen in
Aufwerter, die sich der Akademisierung frü-
herer Lehrberufe verschrieben haben;
Flexiblemit einem breiten Fächerspektrum;
Berufsorientierte, die arbeitsmarktorientier-
te Studiengänge anbieten;
Spezialisten, die auf einen Fachbereich spe-
zialisiert sind und zum Teil über das Promo-
tionsrecht verfügen;
Humboldtianer, die u.a. großen Wert auf
Multi- und Interdisziplinarität legen.
Private Hochschulen bereichern die deut-
sche Hochschullandschaft, aber gleichzei-
tig konkurrieren sie mit den staatlichen
Einrichtungen, die seit Jahrhunderten Be-
stand haben. Laut einer Veröffentlichung
des Wissenschaftsrats existierten im Mai
2012 ca. 109 private Hochschulen. Diese
Zahl klingt imposant. Nichtsdestotrotz be-
suchen in Deutschland nur ca. sechs Prozent
der Studierenden eine private Hochschule.
Durchschnittlich habenprivateHochschulen
ca. 1000 Studierende. Zahlreiche namhafte
Privathochschulen sind im Verband der Pri-
vaten Hochschulen e.V. organisiert.
Beispiel: Macromedia Hochschule für Medien
und Kommunikation
Die MHMK, Macromedia Hochschule für
Medien und Kommunikation, ist mit rund
2.000 Studierenden und 80 Professoren an
fünf Standorten inMünchen, Stuttgart, Köln,
Hamburg und Berlin die größte private
Medienhochschule in Deutschland. Sie ist
Mitglied von Galileo Global Education, ei-
nem internationalen Netzwerk von Privat-
hochschulen mit berufsbezogenen Studien-
gängen für die Mode-, Design- und Me-
dienwirtschaft. In den vier Bachelorstudi-
engängen Film und Fernsehen, Journalistik,
Medien- und Kommunikationsdesign sowie
Medienmanagement wählen die Studieren-
den aus einem Spektrum von rund 20 Stu-
dienrichtungen, darunter auch die englisch-
sprachigen Bachelorprogramme „Media and
Communication Management“ und „Media
and Communication Design“. Die Journa-
listen, Medienmanager und Designer ab-
solvieren sechs Semester an einem Cam-
pus in Deutschland und ein integriertes
Auslandssemester an einer der 13 Partner-
hochschulen der Fünf-Kontinente-Plattform
5CU. Die Master School der MHMK bie-
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tet mit den englischsprachigen Studiengän-
gen „Media and Design“ sowie „Media and
Communication Management“ die Grund-
lage für eine internationale Karriere. Im
zweisprachigenMasterstudiengang „Journa-
listik“ wird eine Kombination aus Manage-
mentkompetenz und journalistischer Exper-
tise vermittelt, währenddie Studierenden im
„Open Media Master“ ein passgenaues Stu-
dienprogramm entsprechend ihrer berufli-
chen Interessen ermöglicht. Im Masterpro-
gramm ist das Studieren auch berufsbeglei-
tend möglich. Alle Studiengänge sind durch
die Agentur FIBAA akkreditiert, 2011 erhielt
die MHMK zudem die institutionelle Akkre-
ditierung durch den Wissenschaftsrat der
deutschen Bundesregierung. Die Absolven-
ten der MHMK arbeiten als Nachwuchs- und
Fachkräfte bei führenden Agenturen, Medi-
enunternehmen und Firmen, u.a. bei ARD
(WDR/SWR), Adidas, Axel Springer, Audi,
Burda, BMW, Deutsche Telekom, Edelman,




Chemnitz „Schauen, was in der Region läuft“
Jahresrückblick der Jungen Union
M it Ausklang des Jahres 2013 bleibtZeit, einen Rückblick auf 2013 zu wer-
fen. Uns war zu Beginn des Jahres durchaus
bewusst, welche Herausforderungen und
Aufgaben vor uns liegen. Im Ergebnis kön-
nen wir allemal stolz auf unsere Leistung
sein.
Begonnen hat das Jahr mit unserem tradi-
tionellen Neujahrsempfang. Als besonderen
Gast durften wir den Generalsekretär der
Sächsischen Union, Michael Kretschmer, be-
grüßen. Auch zahlreiche Abgeordnete aus
dem Stadtrat und Landtag haben sich im
nun schon traditionellen Veranstaltungsort
„Henrics“ eingefunden.
Im Februar duften wir uns über die Wie-
derwahl des ehemaligen Vorsitzenden der
Chemnitzer Jungen Union, Alexander Dier-
ks, zum Landesvorsitzenden der Jungen Uni-
on Sachsen & Niederschlesien freuen. Ein
schönes Aushängeschild für Chemnitz, fin-
den wir!
Zu einem interessanten und lehrreichen
Ausflug machte sich die Junge Union Chem-
nitz Ende April auf den Weg. Unser Ziel war
das Militärhistorische Museum der Bundes-
wehr in Dresden. Nicht nur die Gebäudear-
chitektur, sondern auch die dort gebotene
Vielfalt war den Anfahrtsweg in jedem Fall
wert.
Im Mai veranstalteten wir den ersten
Stammtisch der JungenUnion Chemnitz und
des RCDS Chemnitz. Dies war ein wichti-
ger und fördernder Schritt in die Zukunft.
Wir werden diese Zusammenarbeit weiter
ausbauen, damit wir gemeinsam für unsere
Stadt gestalten können.
DerOB-Wahlkampf war im Juni das alles um-
fassende Thema. Wir haben als Junge Union
wieder einmal einen wichtigen Beitrag ge-
leistet. Auch wenn die Wahl am Ende verlo-
ren ging, so haben wir gezeigt, dass wir nur
gemeinsam erfolgreich sein können — und
somit auch etwas gewonnen.
Einen gemütlichen und entspannenden
Abend haben wir bei unserem diesjährigen
Sommerfest erlebt. Wir durften neben un-
serem OB-Kandidaten Ralph Burghart auch
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zahlreiche Freunde aus benachbarten Kreis-
verbänden begrüßen. Auch in diesem Be-
reich wollen wir die Zusammenarbeit för-
dern und stärken. Das Gemeinsame ist ein
wichtiger Faktor, wenn wir über Chemnitz
hinaus erfolgreich sein wollen.
Ebenfalls im Juni fand unser traditioneller Jü-
discher Abend statt. Auf einen Besuch in der
Synagoge folgte eine Stadtführung, bei der
wir die jüdische Geschichte Chemnitz' nä-
her kennen lernen durften. Abgerundet wur-
de der Abend mit dem Besuch des Restau-
rants Schalom, wo wir mit dem Geschäfts-
führer Uwe Dziuballa ein interessantes Ge-
spräch führen durften.
Andreas Lang (Quelle: JU Chemnitz)
Nach der Sommerpause haben wir unse-
ren Fokus auf den Bundeswahlkampf gerich-
tet. Mit dem Besuch des Bundesvorsitzen-
den der Jungen Union Deutschlands, Phil-
ipp Mißfelder, konnten wir für die Unter-
stützung des Wahlkampfes einen prominen-
ten und erfahrenen Bundespolitiker gewin-
nen. Nicht zuletzt mit Hilfe der Jungen Uni-
on konnte unser Bundestagsabgeordneter
Frank Heinrich das Mandat mit einem her-
vorragenden Ergebnis bestätigen.
Im Herbst darf natürlich eine Veranstaltung
nicht fehlen, das Oktoberfest. Da wir mit-
ten im Wahlkampf steckten und uns ein lan-
ger Wahlsonntag erwartete, besuchten wir
die Chemnitzer Woosn. Dort konnte man
sich in uriger Bierzeltatmosphäre mit unse-
rem Bundestagsabgeordneten Frank Hein-
rich austauschen. Natürlich kam auch das
leibliche Wohl nicht zu kurz.
Anfang Oktober besuchten wir bereits
zum vierten Mal das Deutschlandfest der
CSU/CDU zum Tag der Deutschen Einheit in
Mödlareuth. Dort haben wir, nach einem Be-
such des Grenzmuseums, die typisch bayeri-
sche Bierzeltatmosphäre genossen und der
Rede der Bayerischen Landtagspräsidentin
Barbara Stamm gelauscht. Ebenfalls im Ok-
tober haben wir mit der Senioren-Union
das Thema Generationengerechtigkeit dis-
kutiert. Gerade Jung und Alt sollte bei die-
sem wichtigen Thema zusammenarbeiten
und mit einer Stimme für eine gerechtere
Zukunft sprechen.
Ein Höhepunkt war unser Wandertag. Seit
vier Jahren pflegen wir diese Zusammen-
kunft. Nicht nur um sich sportlich zu betä-
tigen, sondern auch um den Teamgeist zu
stärken undunsereHeimat besser kennen zu
lernen. Dazu bietet die Natur um Chemnitz
herrliche Wandermöglichkeiten.
Im November konnten wir unseren ehemali-
gen Vorsitzenden, Alexander Dierks, zur No-
minierung zur Landtagswahl gratulieren.Mit
ihmhat die jungeGeneration eine starkeund
zuverlässige Stimme. Nun heißt es für uns,
ihn bestmöglich unterstützen und ihm zu ei-
ner erfolgreichen Wahl zu verhelfen.
Auch für die Stadtratswahl im nächsten
Jahr stehen einige aus unseren Reihen auf
dem Sprung. Neben Alexander Dierks wurde
auch unser Vorsitzender Andreas Lang no-
miniert. Weiterhin für die Junge Union no-
miniert wurden Martin Schramm, Phillip Ro-
the, Bianca Schulze, Sören Schwarzer, An-
dreasMarschner, Maxim Batjuta und die bis-
herige Stadträtin Solveig Kempe.
Dieses erfolgreiche Jahr wollen wir mit un-
serer Weihnachtsfeier am 20.12.2013 in der
Villa Stern zu Neukirchen ausklingen las-
sen.Die Feier findet traditionellmit unserem
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Partnerverband, der Jungen Union Erzgebir-
ge, statt.
Im neuen Jahr stehen große Aufgaben an.
Im Februar findet der Landestag der Jungen
Union Sachsen & Niederschlesien in Chem-
nitz statt. Wir freuen uns, viele junge Leute
als Gäste begrüßen zu dürfen. Wir wollen als
Junge Union sowohl im Landtag als auch im
Stadtrat zahlreich vertreten sein. Wenn wir
auf unseremKurs bleiben, gemeinsamkämp-
fen und Inhalte weiter voran bringen, wer-
den wir auch die bevorstehenden Aufgaben
erfolgreich bewältigen. Packen wir's an!
Andreas Lang, Vorsitzender der JU Chemnitz
Der RCDS Chemnitz im Kalenderjahr 2013
M ittlerweile schon als eine gute Tradi-tion etabliert, fand Ende Januar 2013
unsere Mitgliederversammlung mit einher-
gehender Vorstandswahl statt. Unseren Vor-
sitzenden Nils Piontek entließen wir auf je-
nerVeranstaltung in denwohlverdientenRu-
hestand und bedankten uns bei ihm für das
Geleistete im zurückliegenden Jahr.
Zahlreiche Mitglieder des RCDS Chemnitz
wählten im Anschluss, unter Anwesenheit
einiger Gäste aus JU, CDU sowie anderer
RCDS-Gruppen,Madlen Lauterbach zur neu-
en Gruppenvorsitzenden. Der wenige Ta-
ge zuvor zum Landesvorsitzenden gewähl-
te Timmy Wagner wurde in seinem Amt
als Gruppenschatzmeister bestätigt. Nor-
man Richter als stellvertretender Vorsitzen-
der sowie Pasqual Bonnet, Britta Maskow
und Carl-Philip Schober komplettieren den
neuen Vorstand.
Als erfreulich kann auch die jüngste Mitglie-
derentwicklung des RCDS Chemnitz angese-
hen werden. So hat sich die Anzahl der ak-
tiven (Neu-)Mitglieder im vergangenen Jahr
um mehr als ein Drittel erhöht, so dass wir
nun einen konstanten Kern von 12-15 akti-
ven RCDSlern darstellen. Dass sich darun-
ter auch einige gestandene Fachschaftsrä-
te befinden, ist dabei umso erfreulicher. Er-
möglicht wurde dies sowohl durch ein her-
ausragendes Engagement unseres Mitglieds
Norman Richter bei der Neumitgliederge-
winnung, als auch durch die starke Präsenz
unserer Gruppe bei universitären Veranstal-
tungen wie dem Initiativentag oder einigen
O-Phasen zum Semesterauftakt.
Neben der Wiederbelebung der Semester-
stammtische (immer am erstenDienstag des
Monats), welche zusammen mit der JU aus-
getragen werden, bilden nun sogenannte
„AG Info“-Treffen den Rahmen, in welchem
sich die Gruppe inhaltlich und organisato-
risch besser verwalten lässt. Aber auch ver-
anstaltungstechnisch kann die Gruppe mit
diesem Jahr zufrieden sein. Egal ob bei der
Unterstützung der Wahlkämpfe von Ralph
Burghart und Frank Heinrich, der finanzpo-
litischen Diskussionsveranstaltung von MdL
Peter Patt mit Staatsminister Unland oder
dem Vortrag zur Energiewende durch Bun-
desminister Peter Altmaier, überall war der
RCDS unterstützend zur Stelle.
Timmy Wagner, Stellv. Vorsitzender des RCDS Chemnitz
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Kunst und Kultur „Mitten in Deutschland“
Imi Knoebel — eine Ausstellung leuchtet in denWinter hinaus
D ie Noch nie wirkte der große Saal derKunstsammlungen Chemnitz wie ein
Kirchenschiff. Wer den lang gestrecktenMit-
telraum betritt, schaut unwillkürlich nach
oben — und staunt. Die Decke und ihre
mächtigen, elegant beleuchteten Balkenvor-
sprünge im Jugendstil überwölben die bun-
ten Fensterbilder von Imi Knoebel für die Ka-
thedrale von Reims wie ein sakrales Zelt.
Generaldirektorin Ingrid Mössinger ist wie-
der einmal ein Coup gelungen, der sich se-
hen lassen kann: Der in Dessau geborene
Imi Knoebel wurde 2008 vom Vergabeaus-
schuss in Reims beauftragt, sechs Fensterbil-
der zu schaffen, die deutsche Soldaten wäh-
rend des Ersten Weltkriegs zerstört hatten
(GerhardRichter hatte zugunsten des Kölner
Domes abgesagt). Ein Auftrag mit Symbol-
wirkung — der Kunstwissenschaftler Robert
Fleck nannte die Vergabe an Imi Knoebel zur
Eröffnung am 23. November 2013 einen der
wichtigsten und—gemessen an der tatsäch-
lichen Fläche der Fenster von insgesamt 132
Quadratmetern wohl auch größten — staat-
lichen Aufträge des letzten Jahrzehnts.
Mit diesem Werk zeigen sich die guten
deutsch-französischen Beziehungen von ih-
rer schönsten Seite — in der Politik ist dies
gegenwärtig nicht immer der Fall, wie der
Umgangmit „Eurobonds“ und gemeinsamen
Projekten wie der Deutsch-Französischen
Brigade verdeutlichen. Es glich einem Pau-
kenschlag, als die französische Öffentlich-
keit zur 800-Jahrfeier der stilbildenden goti-
schen Kathedrale von Reims 2011 die Bilder
Knoebels vor Ort, im Fernsehen oder in den
Zeitungen zu sehen bekam. Diese Bilder rah-
men seither drei Fenster von Marc Chagall,
die bereits 1974 eingeweiht wurden.
Kathedrale von Reims, Westfassade (© VG Bild-Kunst)
Im Jahr 1211 begonnen, war schon der Vor-
gängerbau dieses Gotteshauses Krönungs-
ort der westfränkischen bzw. französischen
Könige gewesen. Die himmelwärts streben-
de Form der gotischen Bogenspitzen von
Reims wurde bald überall in Europa nachge-
ahmt. Reims ist der „Kunstort“ der mittelal-
terlichen Welt, den Architekten und Künst-
ler auf der Suche nach den idealen Propor-
tionen wohl am meisten aufgesucht haben.
Reims zählt (als Krönungsort Chlodwigs I.)
mit dem „Machtort“ Paris und Saint Denis,
der Grablege der Könige, zu den „emblema-
tischen Stätten“ Frankreichs, wie es Emma-
nuel Suard, Botschaftsrat der französischen
„Der Ring“ wird als Mitgliederzeitung des RCDA Chemnitz e.V. herausgegeben. ViSdP ist
der Vorstand des Chemnitzer Vereins zur Förderung der Zusammenarbeit zwischenWirt-
schaft, Politik und Hochschule.
Namentlich gekennzeichnete Beiträge geben nicht notwendigerweise die Meinung der Redaktion wieder.
Kontakt:
Ring Christlich-Demokratischer Akademiker e.V.
c/o CDU-Kreisgeschäftsstelle Chemnitz









Botschaft in Berlin, treffend nannte.
Fenster der nördlichen Apsis (© VG Bild-Kunst)
Nach zwei verheerenden Weltkriegen be-
suchten Charles de Gaulle und Konrad Ade-
nauer am 8. Juli 1962 die Messe in der
Kathedrale — das Bild der beiden war ei-
ne große Versöhnungsgeste zwischen bei-
den Ländern und der Vorspann zum Elysée-
Vertrag im Folgejahr. Der medial aufwändig
inszenierte Auftritt war Abschluss eines ein-
wöchigen Staatsbesuchs, bei dem Adenau-
er von Paris aus an den Friedhöfen riesi-
ger Schlachtfelder des ErstenWeltkriegs vor-
beigefahren war und so des Leids von Mil-
lionen von Soldaten und ihrer Familien ge-
dachte. Im ZweitenWeltkrieg war die Kathe-
drale, 1918–1938 aus Mitteln des amerika-
nischen Industrie-Tycoons John Rockefeller
wieder aufgerichtet, nicht zerstört worden.
2012 ahmten den Besuch von 1962 François
Hollande und Angela Merkel nach —mit un-
gleich weniger Sinn für einfache und große
Gesten.
DieMusik zur Eröffnung der Ausstellung, die
bis 9. Februar 2014 zu sehen ist, war wohl-
bedacht: In spätmittelalterliche Klänge von
Guillaume de Machaut webten die Violine
und das Klavier Töne von Olivier Messiaen.
Machauts „LaMesse deNostreDame“ ist um
das Jahr 1360 in Reims entstanden.
Die aus farbigemGlas in verschiedenenBlau-
tönen, in Rot, Gelb und Weiß gefertigten
Fenster transportieren indes keinen religiö-
sen Inhalt. Robert Fleck äußerte, die Farb-
welt setze die Architektur unter Druck, pas-
se sich aber auch ein. Für die Wirkung in der
Kathedrale war keine „Probe“ möglich — es
hätte auch „für Jahrhunderte eine Peinlich-
keit werden könnten“. Ob dies der Fall ist, ob
die Chemnitzer Reproduktionen ein Gefühl
„unterschiedlicher Zeitbeschreibung“ erlau-
ben, mag der Interessierte selbst beurteilen.
Sebastian Liebold, Vorsitzender des RCDA Chemnitz
